Bundesnetzagentur

fiir die Landesregulierungsbehdérde Aktenzeichen: BK9-16/8027V-RK17

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.
2,§4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV '

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlésober-

grenze nach MaRgabe des § 5 ARegV

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommu-

nikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

in Wahrnehmung der Aufgaben fur das Land Schleswig-Holstein,

durch den Vorsitzenden Dr. Christian Schutte,
die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel,
und die Beisitzerin Anne Zeidler

gegentber der Stadtwerke Gluckstadt GmbH, Bahnhofstr. 2, 25348 Gllckstadt, ver-

treten durch die Geschaéftsfuhrung

- Antragstellerin -



- enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse -

am 19.12.2019 beschlossen:

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 wird abweichend vom Antrag mit
dem Wert - 73.452 € festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalenderjahrli-
chen Erldsobergrenzen der Jahre 2019 bis 2021 wird insoweit stattgegeben, als
die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjahrliche Erldsober-
grenze dieser Jahre um den in Anlage R1_Differenz dieses Beschlusses flr das
jeweilige Jahr ermittelten Betrag anzupassen. Im Ubrigen wird der Antrag ab-

gelehnt.

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Griinde

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 26.06.2018, eingegangen bei der Be-
schlusskammer am 02.07.2018, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Re-
gulierungskontosaldos zum 31.12.2017 und Anpassung der mit Beschluss BK9-
11/8027V vom 09.01.2014 festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der
Jahre 2019 bis 2021 gemaRl § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV
gestellt. Die Uber das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur Ubermittelten Erhe-
bungsbégen (Erhebungsbogen zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen ge-
maRk § 28 Nr. 1, 3 und 4 ARegV) liegen der Entscheidung zu Grunde.

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprift und der Antragstellerin mit Schreiben
vom 09.12.2019 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat mit

Schreiben vom 17.12.2019 auf eine Stellungnahme verzichtet.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
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Die Entscheidung Uber den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des
Regulierungskontosaldos und der sich daraus. ergebenden Anpassung der
Erlésobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1
Nr.1und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1aiV.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV. Dem Antrag

war im tenorierten Umfang stattzugeben.

y Zustandigkeit

Zusténdige Regulierungsbehorde ist gemal § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 EnWG die
Landesregulierungsbehérde. Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus
§ 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG.

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben fir das Land
Schleswig-Holstein gemaf} dem ,Verwaltungsabkommen uber die Wahrnehmung be-
stimmter Aufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz” zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Land Schleswig-Holstein vom 07./11.08.2015 (Bekanntma-
chung als Anlage zum Zustimmungsgesetz des Landes: Gesetz- und Verordnungsblatt
fur Schleswig-Holstein Nr. 14/2015 vom 29.10.2015, S. 342 f.; in Kraft seit dem
30.10.2015).

2. Erméachtigungsgrundlage

Erméchtigungsgrundlage fir die Entscheidung Uber die Genehmigung des Regulie-
rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erldsobergrenze ist § 29 Abs. 1
EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1a iV.m. § 5 Abs. 3
und Abs. 4 ARegV. Wahrend in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. geregelt ist, dass die Regulie-
rungsbehérde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6 EnNWG genannten Rechts-
verordnungen, zu denen auch die Anreiiregulierungsverordnung gehort, durch Fest-
legung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert §'32 Abs. 1 ARegV diese Ermach-
tigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehérde Festlegungen oder Genehmi-
gungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zur Anpassung der Erlos-
obergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. zur Ausgestaltung und zum
Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV (Abs. 1 Nr. 2) treffen kann.

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine
Anpassung der Erlésobergrenze nach Mallgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der For-
mulierung ,nach MaRgabe des § 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas-

sungsbetrage aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungskontos
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ergeben. Dieser unterliegt gemal § 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver-
teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehérde. Die Zu- oder Ab-
schlage (Anpassungsbetrage) auf die kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen des Netz-
betreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos be-
stimmt. Der Antrag ist gemal § 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jahrlich zum 30.06. zu
stellen; die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01.01. des folgenden

Jahres.

Die Erlésobergrenze selbst wird fur die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018 bis
31.12.2022 fiur jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemal §4
Abs. 1 ARegV nach MaRgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die
Regulierungsbehorde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjahrlichen Erlésober-
grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1
EnWG.

Zur Bestimmung der Hohe der Anpassung der kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen
des Netzbetreibers wird der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2017 vom Netz-
betreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus den vom Netzbetreiber auf dem Regulie-
rungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2017, die mit diesem Beschluss ent-
weder genehmigt oder abweichend festgelegt werden. Dies sind gemaR § 5 Abs. 1

und 1a ARegV die Differenzen
zwischen

- den nach § 4 ARegV zuléssigen Erlésen und den vom Netzbetreiber unter Be-
rlicksichtigung der tatséchlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen ge-
malk § 5Abs. 1S. 1 ARegV,

- den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus der
erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemaf § 5 Abs. 1
S.2 ARegViV.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV,

- den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus In-
vestitionsmalnahmen gemal § 5 Abs. 1 Satz 2 ARegViV.m. § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 6 ARegV,

- den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV
(volatile Kosten) und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen An-
satzen gemalR § 5 Abs. 1 S. 2 ARegVi. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV,



sowie
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den tatsachlichen nach § 9 Abs. 2 GasNEV ermittelten und den in der Erlgs-
obergrenze enthaltenen Ertragen aus der Auflésung von Baukostenzuschiissen
und Netzanschlussbeitragen gemalk § 5 Abs. 1 S. 2 ARegVi.V.m. § 11 Abs. 2
S. 1 Nr. 13 ARegV; dies spielt fir Netzbetreiber, die am vereinfachten Verfahren
nach § 24 ARegV teilnehmen, jedoch grundsétzlich keine Rolle, da insoweit
gemal § 24 Abs. 3 ARegV ohnehin keine Anpassung nach § 4 Abs. 3 Nr. 2
ARegV stattfindet; anders verhalt es sich lediglich bei Ubernahme von Baukos-
tenzuschlissen und Netzanschlusskostenbeitragen im Rahmen von Netzliber-

gangen von Netzbetreibern, welche sich im Regelverfahren befinden

den fur das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kos-
ten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehort und den in der
Erlésobergrenze diesbeziglich enthaltenen Ansatzen, soweit diese Differenz
durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Messstellen-
betrieb durch den Netzbetreiber durchgefiihrt wird, verursacht wird und soweit
es sich nicht um Kosten fur den Messstellenbetrieb von modernen Messeinrich-
tungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstellenbetriebsge-

setz handelt

der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a und
dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei Berlcksichtigung der tatsachlich
entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1a ARegV. Eine Anpassung gemaf
§ 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags ist jedoch
fur die Emmittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 noch nicht re-
levant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals fur das Jahr 2018 geneh-

migt.

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto-

saldo zum 31.12.2017 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschlége richtig

berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der Re-

gulierungskontosaldo zum 31.12.2017 und die sich daraus ergebenden Anpassungs-

betrage abweichend vom Antrag festzulegen.
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3. Antragsvoraussetzungen

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der
Erlosobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus.
Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus
ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Regu-
lierungskontos und die Zu- oder Abschldge auf die Erlésobergrenze richtig berechnet
hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehérde diese GroRen mit diesem Beschluss

abweichend vom Antrag fest.

4, Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen

GemaRl § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender-

jahrlichen Erlésobergrenzen erforderlich.

41. Antragszeitpunkt

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 ARegV muss gem. § 4 Abs. 4 Satz 3
ARegV einmal jahrlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. Der Antrag
der Antragstellerin ist der Beschlusskammer am 02.07.2018 zugegangen.

4.2. Antragsform
Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a ARegV muss gemafl? § 5 Abs. 4 S. 1

ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrundeliegenden Daten,
insbesondere die nach § 4 zuldssigen und die tatséchlich erzielten Erlése des abge-
laufenen Kalenderjahres enthalten. Gemal § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der Antrag
weiterhin Angaben zur H&he der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten und der dem
Kapitalkostenaufschlag nach § 10a zugrunde gelegten betriebsnotwendigen Anlage-
guter enthalten. Hierzu gehoéren insbesondere Angaben zu den Anschaffungs- und
Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriébsgewc’jhnliche Nut-
zungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck der Rege-
lung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto fiir die genehmigende Regu-
lierungsbehorde transparent darzustellen. Fiir das Jahr 2017 ist der Kapitalkostenauf-

schlag noch nicht relevant.

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrundeliegenden
Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge-
reicht. Die zum Antrag gehérenden Erhebungsbégen wurden unter Nutzung der aktu-

ellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestelllten XLSX-
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Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollstandig und formal richtig ausgefiillt
Ubermittelt. Dem Antrag wurden die fir die Prifung des Antrages erforderlichen Un-

terlagen beigeflgt.
4.3. Antragszeitraum

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2019 bis 2021
beantragt. Grundsétzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten Regulie-
rungskontosaldo flr das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird gemaR § 5
Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitétisch Uber die drei dem Jahr der Ermittlung folgenden
Kalenderjahre durch Zu- oder Abschlége auf die Erlésobergrenze verteilt.

4.4. Antragsgegenstand

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum
31.12.2017 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage
der kalenderjghrlichen Erlésobergrenzen der Antragstellerin fiir die Jahre 2019 bis

2021.

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen
Die Zu- oder Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen fur die Kalender-
jahre 2019 bis 2021 basieren auf dem abweichend festgelegten Regulierungskonto-
saldo zum 31.12.2017.

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017 in H6he von
-geméB seiner Angabe im Erhebungsbogen beantragt. Der Regulierungs-
kontosaldo zum 31.12.2017 war abweichend vom Antrag mit dem Wert

-73.452 €

festzulegen.

Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2017 resultiert aus den am
Ende des Kalenderjahres 2017 vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto ver-

buchten Differenzen gemafl § 5 Abs.1 und 1a ARegV.

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie-
rungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2017 und den sich daraus zum

31.12.2017 ergebenden Regulierungskontosaldo geprift. Betreffend die Differenzen
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des Kalenderjahres ist die Beschlusskammer zu folgenden Priifergebnissen gekom-

men:

51. Differenzen des Jahres 2017

Far die Berechnung der Differenzen des Jahres 2017 wird auf die Anlage R1_Differenz

und auf die schriftlichen Erlduterungen in der Anlage R verwiesen.

5.2. Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskontosal-
dos 2017

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen des Jahres 2017 waren
gemal § 5 Abs. 2 ARegV in Hohe des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich ge-
bundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittlich gebundene Betrag
aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Verzinsung
richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen
Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veréffentlichten Umlaufrendite fest-
verzinslicher Wertpapiere inldndischer Emittenten. Unter Berlicksichtigung der Verzin-
sung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulierungskontosaldo
zum 31.12.2017.

5.3. Berechnung der Anpassungsbetriage

Zur Bestimmung der Anpassungsbetrége ist gemafl § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der Re-

gulierungskontosaldo in drei Annuitaten aufzuteilen.

Fur die Berechnung der Annuitaten der Jahre 2019 bis 2021 bildet der Barwert zum
30.06.2018 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
die Zu- bzw. Abschlage auf die EOG kontinuierlich Uber das Jahr zu- bzw. abflielen.

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbetrage der kalen-
derjahrlichen Erlosobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage R1_Dif-
ferenz des vorliegenden Beschlusses. Fur die Antragstellerin sind die kalenderjahrli-
chen Erlosobergrenzen 2019 bis 2021 gemal Ziffer 1.) des Tenors um

- 25.547 € anzupassen.
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6. Riickwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der

sich daraus ergebenden Anpassungsbetrdge

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto-
saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage der kalenderjahrlichen
Erlésobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01.2019 erfolgen.

Dies liegt in der zeitlichen Uberschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit
anderen Verfahren begriindet. Insbesondere war es fiir die Bestimmung des Regulie-
rungskontosaldos erforderlich, dass vorgreifliche Verfahren nach § 10 ARegV zu Er-
weiterungsfaktorantrdgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilweisen Netziibergan-
gen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur Genehmigung der
entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Dem Abschluss dieser
Verfahren war daher Prioritét einzurdumen.

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Dusseldorf zur rickwirkenden Festlegung des
Qualitatselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst, hilfs-
weise Ermessenserwagungen in Bezug auf die rickwirkende Genehmigung der An-
passung der Erldsobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be-
schlusskammer ist bewusst, dass rickwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein
sollten (vgl. OLG Dusseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, VI-3 Kart 155/15 (V), Rn. 38,
- juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-
schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorldufigen Genehmigung nach § 72
EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2019 bis 2021
nach MalRgabe des § 5 ARegV rickwirkend zum 01.01.2019 zu genehmigen.

Eine vorlaufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer
nicht zweckdienlich fir das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten.
Zum Jahresende 2018 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbetrag
fur die Erlésobergrenze 2019 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorlaufige Festlegung
hatte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern lediglich die
dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in Form eines
vorlaufigen Bescheides formlich festgehalten. Im Gegenzug hatte eine vorlaufige Ge-
nehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behérde und der Netzbetreiber

in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer Durchsicht durch
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die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vorlaufigen Festlegun-
gen waren nicht auszuschlielen. Die Beschlusskammer hat daher den Netzbetreibern
lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, welcher Betrag aufgrund
des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum 01.01.2019 einflieBen sollte.
Diese Hinweise wurden flr alle Marktteilnehmer auf der Homepage der Bundesnetza-
gentur verdffentlicht.

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Grlinden als sachdienlich an,
samtliche Ressourcen auf die ztigige Abwicklung der parallel laufenden Verwaltungs-
verfahren (Verfahren zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos der Jahre 2012
bis 2016 nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1
Nr.1aiV.m. § 5 Abé. 3 und 4 ARegV, Festlegung der kalenderjéhrlichen Erlésober-
grenzen in der dritten Regulierungsperiode zu Kapitalkostenaufschlagen nach § 10a
ARegV, Erweiterungsfaktoren nach § 10 ARegV sowie Netziibergdngen nach § 26
ARegV) zu verwenden. Im Ubrigen war, wie vorstehend bereits ausgefihrt, die Ge-
nehmigung des Regulierungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Ver-
fahrensabschluss von Erweiterungsfaktoren und Netziibergadngen betreffend das Jahr
2017 nicht moglich. In die Abwéagung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzo-
gerung mit 12 Monaten nicht gravierend war und dem Netzbetreiber seine individuellen
Antragswerte bekannt waren. _
Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzégerung und der frihzeiti-
gen Kenntnis des Netzbetreibers von den fir die Berechnung der Erlésobergrenze
2019 maRgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die rickwirkende Geneh-
migung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der
Erlésobergrenze nach sorgfaltiger Beriicksichtigung aller Aspekte als sinnvollste L6-
sung.

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An-
passungsbetrage fiur die Jahre 2019-2021 riickwirkend zu genehmigen, ist auch ver-
haltnisméaRig. Die Entscheidung dient dem legitimen 6ffentlichen Zweck, entsprechend
den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo auszugleichen
und etwaige Mehrerlése Uber die Netzentgelte an die Netznutzer zurlickzugeben bzw.
zu wenig vereinnahmte Erlése noch einnehmen zu durfen. Die rlickwirkende Festle-
gung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen Zeitpunkt ein gleich

geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfigung steht.
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7. Umgang mit nachtréaglichen Veranderungen der Erlésobergrenze

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2017 und seine Verteilung auf die
Kalenderjahre 2019 bis 2021 mit diesem Beschluss abschliefend bestimmt werden,
kénnten nachtragliche Korrekturen der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze fir das
Jahr 2017 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berlcksichtigt
werden. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlésober-
grenze 2017 in dem zum Zeitpunkt der Anderung noch offenen Regulierungskonto-
saldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflésung noch nicht abschlieRend
genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 5 Abs. 2
ARegV berlcksichtigen. Korrekturen kénnen durch gerichtliche Entscheidungen oder

einer Anpassungszusage veranlasst sein.

Zur Frage der Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur flr Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113
Bonn) einzureichen. Es genltgt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht (Hausanschrift: Gottorfstralle 2, 24837
Schleswig) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fur die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von
dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Be-
schwerdebegrindung muss die Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und
seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und
Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stltzt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und

die Beschwerdebegriindung missen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG)

11



Bonn, den 19.12.2019

Vorsitzender

- enthélt Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse -

Beisitzerin

Beisitzerin
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Anlage R

fiir Verteilnetzbetreiber im vereinfachten Verfahren

1 Vorbemerkungen

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31.12.2016 berechnet und gemaR der
Ubergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV annuitétisch durch Zu- bzw. Abschlage auf die
entsprechenden kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der dritten Regulierungsperiode verteilt.
Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 gemaR § 5 Abs. 3 ARegV und
der entsprechenden Anpassungsbetrage ist zunachst die Jahresdifferenz 2017 zu bestimmen.
Diese ergibt sich aus den einzelnen Positionen gemal § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die
Differenz des Jahres 2017 wird in Kapitel 3 erlautert. Zuletzt wird in Kapitel 4 die Berechnung
des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 und der Annuitaten beschrieben.

In der Anlage R1_Differenz ist die Jahresdifferenz des Jahres 2017, deren Verzinsung, der
Saldo zum 31.12.2017 sowie die entsprechenden drei Annuitaten abgebildet. Die zuldssigen
Erlése finden Sie in der Anlage R2_EOG, die mit der Netznummer erganzt ist. Die Anlage
R2_EOG_1 bezeichnet somit die zuldssigen Erliése des Netzes 1 des Jahres 2017. In der
Anlage R3_Erzielbare Erlése werden die erzielbaren Erlose des Jahres 2017 in einer

Ubersicht dargestellt.

2 Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Fir den

Gasbereich sind dies im Einzelnen:

2.1 Differenz zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulédssigen Erldsen und den vom Netzbetreiber
unter Berlcksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen (§5
Abs. 1 S. 1 ARegV) und insbesondere die Erlésdifferenz, die sich aus der Abweichung der
prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den
tatséchlich realisierten Mengen ergibt, sind hierbei zu berlcksichtigen.



Zuldssige Erlose

Die zulassigen Erlése bestimmen sich gemal § 4 ARegV unter Bericksichtigung der nach §
29 Abs.1 EnNWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten Erldsobergrenze.
Dabei ist die gemah § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlésobergrenze nach MalRgabe von § 4
Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich vom Netzbetreiber anzupassen.

Im vereinfachten Verfahren gelten gemaR § 24 Abs. 2 S. 3 ARegV (a.F.) 45 Prozent der nach
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare
Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittiung der Gesamtkosten bleiben geman
§ 24 Abs. 2 S. 4 ARegV die Konzessionsabgaben unberlcksichtigt. GemanR § 24 Abs. 3
ARegV finden damit im Gasbereich § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit Ausnahme von § 4 Abs. 3
S. 1 Nr. 2 ARegV in Verbindung mit § 11 Abs.2 S. 1 Nr. 4 ARegV keine Anwendung.
Anpassungen der jeweiligen kalenderjahrlichen Erlésobergrenze aufgrund von dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, und 9 bis 11, 13 bis 17
ARegV sowie § 11 Abs. 2 S.2 und 3 ARegV sind somit im vereinfachten Verfahren nicht

zulassig.

Weiterhin kénnen Anpassungen aufgrund einer Mehrerlésabschopfung nach § 34 Abs. 1
ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen.

Zudem kénnen jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemaR § 4 Abs. 4 ARegV Anpassungen

der Erléschergrenze in Folge von beschiedenen Antragen

* nach Malgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§4 Abs. 4 S.1 Nr. 1
ARegV) und

e einer nicht zumutbaren Harte gemaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

¢ eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags nach MaRgabe des § 10a ARegV

gewahrt werden.

Eine Anpassung gemal § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags
ist fUr die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 noch nicht relevant. Der
Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals fur das Jahr 2018 genehmigt.

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze ist gemaRl § 8 ARegV die Anderung des
Verbraucherpreisgesamtindexes zu bericksichtigen.

Eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze nach §4 Abs.5 ARegV
(Qualitatselement) war fiir das Jahr 2017 nicht relevant.



Erzielbare Erlése

Gemal §5 Abs. 1S.1ARegV ist die Differenz der zuldssigen Erlése und der vom
Netzbetreiber unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren
Erlése im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt der
tatsachlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der

Verprobungsrechnung gemafk § 16 GasNEV ermittelten Entgelten.

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschéaftsjahres durch die
Umsatzerlése aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittiung der erzielbaren Erlése
hat die Beschlusskammer daher grundsatzlich auf die Umsatzerlése zurlckgegriffen. Hierbei
wird auf die Umsatzerlose aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachtragliche Korrekturen
bzw. Erldsminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit Rickstellungsbildungen nicht
zu ber(cksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der Netzbetreiber
derartige Umsatzerléskorrekturen vollstandig angezeigt hat.

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze
jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteilen nach §11 Abs2 S.1 Nr.4 ARegV (erforderliche
Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die
Erlésobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezlglich in dem jeweiligen
Er!ésébergrenzenjahr enthaltenen Ansétze sind den in diesem Kalenderjahr tatsachlich
entstandenen Kosten gegenilberzustellen. Die so ermittelte Differenz  ist im
Regulierungskontosaldo: gemalR §5 Abs.1 S.2 ARegV zu berlcksichtigen.
Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage kénnen ebenfalls
Bestandteil dieser Differenz sein.

Die in der Erlésobergrenze enthaltenen bzw. tatséchlich entstandenen Kostenansatze fir die
erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die
origindre Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten fir vereinbarte
Lastflusszusagen oder flr Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen

Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung.

2.3 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb

GemaR § 5 Abs. 1S. 3 ARegV wird zusatzlich die Differenz zwischen den fur das Kalenderjahr

bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder der



Messung und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen Anséatzen in das
Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der
Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung durch den Netzbetreiber
"durchgefuihrt wird, oder MaRnahmen nach § 21b Abs. 3a und 3b EnWG a. F. sowie nach § 44

GasNZV verursacht wird.

2.4 Differenz aus Ertrdagen von Baukostenzuschiissen und

Netzanschlusskostenbeitragen

GemalR der Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 2 Nr.2 ARegV werden nach § 4 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 i. V. m. § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 ARegV Baukostenzuschisse und
Netzanschlusskostenbeitrage auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlésobergrenze
Anwendung finden soll in der Erldsobergrenze eines Netzbetreibers berlicksichtigt. Die
diesbezlglich in dem jeweiligen Erlésobergrenzenjahr enthaltenen Ansatze sind den in diesem
Kalenderjahr tatsachlich entstandenen Erlésen gegentberzustellen. Die so ermittelte Differenz
ist im Regulierungskontosaldo gemall § 5 Abs. 1 S.2 ARegV zu berlcksichtigen. Die
Umstellung des Abgleichs von t-2 auf t-0 durch die Novellierung der ARegV - ohne die
Einfuhrung einer Ubergangsregelung - fuhrt dazu, dass fur die vereinnahmten
Baukostenzuschiisse und Netzanschlusskostenbeitrage, die tber 20 Jahre erlésmindernd in
der Errésobergrenze anzusetzen sind, die Jahre 1996 und 1997 nicht mehr zu bericksichtigen

sind.

Insofern wird die Differenz aus den tatsachlichen nach § 9 Abs.2 GasNEV ermittelten und den
in der Erlésobergrenze enthaltenen Erlése aus der Auflésung von Baukostenzuschissen und
Netzanschlusskostenbeitrdgen in der Ermittiung des Regulierungskontosalcos berlicksichtigt.

3 Bestimmung der Jahresdifferenz 2017
3.1 Differenz zwischen zuldassigen und erzielbaren Erlosen 2017

3.1.1 Zulédssige Erlose 2017

Eine detaillierte Aufgliederung der Erldsobergrenze 2017 in die einzelnen Bestandteile der
Erlésobergrenzenformel gemal Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_EOG_1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlésobergrenze wird in der Anlage
R2_EOG_1 Zelle 182 dargestellt.



Die Abanderung der kalenderjéhrlichen Erlésobergrenze gemal § 26 Abs. 2 ARegV welche
mit Aktenzeichen BK9-11/8219-8027V-NU13 festgélegt worden ist, ist in den in Anlage
R2_EOG_1 Spalte | angegebenen Betragen berlicksichtigt.

Der Netzbetreiber hat zum 01.01.2013 ein Netz von einem Netzbetreiber im Regelverfahren
ibernommen (vgl. Aktenzeichen BK9-11/8219-8027V-NU13). Die von diesem Netzbetreiber
ubernommenen dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile (dnbK) nach § 11 Abs. 2 S. 1
und 3 ARegV kénnen innerhalb der ersten zwei Kalenderjahre ab Netzlbergang jedoch nur
bei Veranderung der vorgelagerten Netzkosten, der volatilen Kostenanteile, oder Kosten aus
Investitionsmainahmen nach § 23 ARegV angepasst werden. Ab dem dritten Jahr nach
Netzlbergang ist der Netzbetreiber selbststandig zur Anpassung der dnbK verpflichtet. Somit
ergibt sich in diesem Fall ab dem dritten Jahr nach Netzlbergang ein Riickgang der dnbK auf
null. Dies gilt allerdings nicht bei der Ubernahme von Ertrdgen aus der Auflésung von

Baukostenzuschussen und Netzanschlusskostenbeitragen.

Der Netzbetreiber hat im Rahmen des Netzlbergangs Baukostenzuschisse Ubernommen. Bei
einer Anderung gemaR § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV sind diese jeweils zum 01.01. anzupassen.
Abzustellen ist dabei auf das Kalenderjahr, auf das die Eriésobergrenze Anwendung finden
soll. Dies gilt jedoch nur fur den Gbernommenen Netzteil. Insofern erfolgt eine Anpassung zum
01.01.2017.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3S. 1 Nr. 1
ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze fir das Kalenderjahr 2017 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berlcksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_EOG_1 D12 und Zeile 56).

Anpassung nach MaBgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs.4 S.1
Nr.1 ARegV)

Sofern die Erlésobergrenze nach Mallgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4
S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_EOG_1 | 64 dargestellt.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Harte gemafR § 4 Abs. 4 5. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen aufgrund von §4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. '



3.1.2 Erzielbare Erlose 2017

Nach Prifung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich fir das Jahr

2017 die in Anlage R3_Erzielbare Eriése dargestellten erzielbaren Erlése.

3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2017

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Differenz Zeilen 6 und 7

dargestelit.

3.3 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2017

Der Netzbetreiber hat fur das Kalenderjahr 2017 die Kostenveranderung flr die Messung bzw.
den Messstellenbetrieb inklusive der MalRnahmen gemalR § 21 b EnWG (bermittelt. Diese
Werte werden in der Anlage R1_Differenz Zeile 12 dargestelit.

3.4 Differenz aus Ertragen aus der Auflésung von Baukostenzuschiissen

und Netzanschlusskostenbeitragen 2017

Die Differenz aus den tatsachlichen nach § 9 Abs.2 GasNEV ermittelten und den in der
Erlésobergrenze enthaltenen Ertrdgen aus der Auflésung von Baukostenzuschissen und

Netzanschlusskostenbeitragen ist in der Anlage R1_Differenz Zeilen 13 uncl 14 dargestellt.

4 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der

Anpassungsbetrage

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2017 ist die Differenz des Jahres
2017 (vgl. Anlage R1_Differenz Zeile E16) zu berucksichtigen. Diese ist gemaR § 5 Abs. 2
ARegV zu verzinsen. Der Regulierungskontosaldo ist in der Zelle E28 angegeben.

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemaR § 5 Abs. 3 ARegV eine dreijahrige
Annuitat berechnet. Die Hohe der Annuitét ist in Zelle C35-E35 angegeben.



Stadtwerke Glickstadt GmbH

Berechnung des Differenzbetrages gem.

Betriebsnummer 12000872

5 Abs. 1 AReqgV fiir das Kalenderjahr 2017

Beschreibung

Inhalt

2017

Erlésobergrenze geman § 4 ARegV

nach § 4 ARegV zulassige

Erlgse

2.983.790,11

erzielbare Erlose

Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter

tatsdchlich entstandene

2
Netzebenen gem&nR § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV Kosten
in EOG enthaltene Ansatze
3 Volatile Kostenanteile gemai tatsachlich entstandene
§ 11 Abs. 5 ARegV Kosten
in EOG enthaltene Ansatze
; bei effizienter Leistungserbringung entstehende
4 Kostenveranderung Messung/Mess-stellenbetrieb Kostenveranderung
Auflosung Baukostenzuschiisse geman s .
tatsachlich ent d |
5 § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 ARegV atsachlich entstandene Erlése
in EOG enthaltene Ansétze
6 Sonstiges

Saldo aus Einzeldifferenzen (Mehrerltse)

Bestimmung des Regulierungskontosaldos

[Netzbetreiberangaben gem.
Antrag v

| | Genehmigte Werte

Jahressaldo der Einzeldifferenzen

Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand

Zinssatz gemald § 5 Abs. 2 ARegV

Verzinsung des Saldos

Gesamtsaldo nach Verzinsung

73.452

Bestimmung der Annuitdt.

§
g Ngnbe!relbgrangabgn gem, - Genehmigte Werte

Antra

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2017

Verzinsung fiir das Jahr der Antragstellung

Barwert (zu verteilender Betrag)

jahrliche Annuitdt von 2019 bis 2021 -25.547
7 A
{ )
Verteilung 2019 L2020 1 i e 2021 i
Anpassungsbetrag .
S, -25.547 -25.547 -25.547

Abschlag aulf EOG

Abschlag auf EOG Abschiag auf EOG
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Stadtwerke Gliickstadt GmbH

Betriebsnummer 12000872

R2 Nachrechnung der angepassten Erlosobergrenze durch die Bundesnetzagentur fiir das Kalenderjahr 2017

Daten der Regulierungsperiode

Verfahrensarn Vereinfachtes Verfahren

Ausgangsniveau gemal § 6 Abs. 1 ARegV 2476.978,00€

Pauschalierter Investitionszuschlag nach § 25 ARegV 000€

Basisjahr [t 2010

Effizienzwert [EW,] 88,97%

Verbraucherpreisgesamiindex nach § B ARegV des Jahres 2010

el 100

Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV des Jahres 2015 [VPIt] 106,90

Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs, 2 ARegV

Jahresdaten

Verteilungsfaktor nach
§ 16 Abs. 2 ARegV
[VI incdiv]

Verteilungslaktor nach

Jahe § 16 Abs. 1 ARegV (V)

Genereller sekloraler
Produktivititsfaktor
nach § 9 ARegV [PF)

2013 0,20

1,5000%

2014 0.40

3,0225%

2015

4,5678%

2018

6,1364%

2017

7.7284%

Werte aus Basisjahr Kosten Erltise Saldo aus Netzver-
nderungen (Kosten)

Saldo aus Netzver-
#nderungen (Erldse)

gesetzliche Abnahme- und VergOlungspflichten (Nr. 1)

Konzessionsabgaben (Nr. 2)

Betriebssteuern (Nr. 3)

erforderfiche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (Nr. 4)

gensehmigte Inveslitionsmaknahmen nach § 23 ARegV (Nr. 6)

Aufidsung des Abzugsbetrages nach § 23 Abs, 2a ARegV

verbleibende Kosten Biogas nach Abzug Walzungspauschale (Nr. 8a}

belrieb. und tarifverirag. Vereinbar. zu Lohnzusatz- und Versorgungsleist. (Abschluss vor 31.12.08)
(Nr, 9)

Betriebs- und Personalratstétigkeit (Nr. 10)

Berufsausbildung, Weiterblidung, Betriebskindertagesstétten (Nr. 11)

pauschalierter Investiionszuschiag nach § 25 ARegV (Nr. 12)

Aufiésung von Bauk . h n/ Netzansch b (Nr. 13)

Kosien oder Eribse aus Malinahmen eines Betrelbers von Gasversergungsnetzen, die einer
wirksamen Verfahrensregulierung unterliegen

aus elnem vereinfachten Verfahren libergehende dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile I

ohne vorgelagerte Netzkosten)

Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile KAy,

volatile Kestenanleile nach § 11 Abs. 5 ARegV

Summe
Saldo

Kosten in VK,

Erlose in VK, Kosten in VI, Eribse in VK,

Saldo aus Netzver-
#inderungen (Ubertrag)

Kosten flr die Beschalfung ven Treibsnergie

Kosten fur Lastfiusszusagen

Summe!'

Saldo

Differenz der volatilen Kostenanteile (VI - VK)

Ermittlung der voribergehend nicht beeinflussbaren und der beeinflussbaren Kostenanteile

L €]

3

Wertésus Bastishr Netzveranderungen

Angepasste EOG vor

Saldo aus Netzver-
dnderungen (Ubertrag)

Summe (angepasste EOG
nach Netzverdnderungen

Gesamtkesten chne dauerhaft nicht beeinflusshare Kostenanteile Koy 0 - KBgrna
Beeinflussbarer Kostenantell (%] 1-EW,
Beeinflussbarer Kostenanteil [€] Kby o
Voriibergehend nicht beeinflussbarer Kostenanteil [%] EW,
Vorilbergehend nicht beeinflussbarer Kostenanteil [€] KAma

Michl abgebauter Tell der besinflussbaren Kosten 1-V

Nicht abgebauter beeinflussbarer Kostenanteil (1- Vi) x KAy,
(Abzubauender beeinflussbarer Kostenanleil Vi x KAz o

Jahrliche vorUbergehend nicht beeinflussbarer zzgl. nicht
abgebauten beeinflussbaren Kostenanteil

KAuap + (1- V) x Khgp
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Stadtwerke Glickstadt GmbH Betriebsnummer 12000872

Verbraucherpreisgesamtindex (VPI) und Produktivititsfaktor (PF)

VPI 2015
Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV VPI 100,00 106,90 |
Sleigerung des Verbraucherpreisgesamtindex bezogen auf Basisjahr VP / VPIy 1,0680
kumulierler genereller sektoraler Produktivititsfaklor nach § 8 ARegV  PF; 0,0773 0.0773
Verbraucherpreisgesamindex /. Preduktivititsfortschritt (VPIAVPL) - PFy 0,8917

Jihrliche Kostenantelle K, + K, mit VPl und PF (KAuga * (1- V) XKAy o) % (VPP - PF)

Erweiterungsfaktor (EF)

Anpassungsbelrag aufGrund eines Erweilerungsfakiors nach §4, § EF,

10 AReqV
Inflationierung (VPP - PF) x EF;

i\
Jihrliche Kostenanteile "vnb™ + "b" mit VP und PF, sowie EF,; (KA * (1 -V x KA o) x (VPIVPY - PF) x EF, J

Qualitdtselement (Q,)

Zu- und Abschléige aul die Erldsobergrenze nach § 19 ARegV! Q I

Saldo des Regulierungskontos (S;)

IZu- und Abschlage zum Ausgleich des Saldos des s ! | "
Regulierungskontos nach § 5 Abs. 4 ARegV 3

Verénderung der volatilen Kostenanteile (VKt-VKg)

|Verﬁndarung der volatilen Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 ARegV VK-V, ] i|
Zwischenergebnis Erldsobergrenze nach Regulierungsformel EQy = KAgrny *(KA w0+ (1 - Vi) x KAy o ) X (VPIAVPL, -
(EOy PF) x EF + Q;+ VK; - VKg* §,

Sondersachverhalte

[Sachverhalte die nicht von der Regulierungsformel erfasst werden |

2983.790,11 €

==

Kalenderjahrliche Erlésobergrenze EO\. walenderjahiich ]
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Stadtwerke Gllckstadt GmbH Betriebsnummer 12000872

Zusammensetzung der erzielbaren Erlose fiir das Kalenderjahr 2017

1.4 Umsatzerlose aus Netzentgelten Gas

1.1.1 Ausspeisepunkte chne Leistungsmessung

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung

1.1.3 Abrechnung

1.1.4 Messung

1.1.5 Messstellenbetrieb

1.1.6 Gesondertes Netzentgelt gemal § 20 Abs. 2 GasNEV

1.1.7 Vertragsstrafen

1.1.8 Preisnachlédsse gemal § 3 KAV iV.m. § 18 GasNEV

1.1.9 Unterbrechbare und unterjahrige Vertrage

1.1.10 Weitere Erlose

1.1.11 Konzessionsabgaben

1.7.12 Sohstige‘ Umsatzerlése aus Netzentgelten

= Erzielte Erlése (1.1 abzgl. 1.1.11)

¥ Unterverprobung

= Erzielbare Erlése

Seite 4 von 4



	Aktenzeichen: BK9-16/8027V-RK17
	Beschluss
	Gründe
	Rechtsbehelfsbelehrung
	Anlage R für Verteilnetzbetreiber im vereinfachten Verfahren



